
Treffen auf Augenhöhe
Im Brüsseler Lokal-Parlament begegnen sich geloste Bürger

und Politprofis regelmäßig

Von Diego Velazquez

Auf die Frage, warum ausgerech-
net in Belgien derzeit so viel
mit Demokratie-Erneuerung expe-
rimentiert wird, kann Magali Plo-
vie nur mit Hypothesen antwor-
ten. Vielleicht ist es, weil das
Land – mit all seinen Institutio-
nen, die sich Flamen, Brüsseler,
Wallonen und Deutschsprachige
teilen – so unheimlich kompliziert
geworden ist, meint die Präsiden-
tin des frankofonen Parlaments
Brüssels (es ist tatsächlich manch-
mal kompliziert): „Da kann man
versucht sein, etwas ganz Neues
ausprobieren zu wollen“. Gleich-
zeitig ermögliche diese Komplexi-
tät, die sich durch eine Vielzahl
von kleineren Parlamenten offen-
bart (Die Regionen und Sprachge-
meinschaften haben ihre eigenen
Volksvertretungen), es auch, loka-
le Experimente mit relativ viel
Freiraum zu gestalten.

Wie dem auch sei – auf die Fra-
ge, warum unsere Demokratie
dringend erneuert werden muss,
hat die grüne Politikerin Plovie da-
gegen eine eindeutige Antwort:
„Wir stehen als Gesellschaft vor so
vielen wichtigen Entscheidungen,
die unsere Lebensweise radikal
verändern werden. Und ich kann
mir einfach nicht vorstellen, wie
wir das in einem politischen Sys-
tem, das so sklerotisch geworden
ist, schaffen werden.“

Um diese Sklerose der traditio-
nellen Politik, die sich in ganz
Europa durch Phänomene wie
niedrige Wahlbeteiligung, Miss-
trauen gegenüber Gewählten und
Parteien oder populistischen Pro-
testbewegungen ausdrückt, zu
überwinden, hat Plovie eine simp-
le, aber revolutionäre Idee in ihrem
Parlament ausprobiert: Ganz nor-
male Brüsseler sollen einfach zu-
sammenmit Abgeordneten im Par-
lament tagen und gemeinsam an
Reformideen arbeiten.

Inspirationsquellen gibt es überall

Das kleine Pamphlet „Gegen Wah-
len“ des belgischenHistorikers Da-
vid Van Reybrouck diente der jun-
gen Politikerin dabei als Augen-
öffner. Laut Van Reybrouck sind
Wahlen und repräsentative Demo-
kratie nämlich „die fossilen Brenn-
stoffe der Politik: Einst befeuerten
sie die Demokratie, inzwischen er-
zeugen sie eine ganze Reihe neuer
Gefahren“.

Sie hätten nämlich nicht mehr
viel mit der gegenwärtigen Art und
Weise gemeinsam, wie Menschen
untereinander interagieren, was zu
einer gewissen Demokratiemüdig-
keit im Westen führe. Ganz nor-
male Bürger per Losverfahren aus-
zuwählen und an politischen Ent-
scheidungen teilnehmen zu las-
sen, bietet dagegen viele Vorteile,
meint Van Reybrouck: Anders als
Parlamente wären geloste Bürger
ein besseres Spiegelbild der Ge-
sellschaft und hätten – anders als
bei Wahlen alle fünf Jahre – auch
die Möglichkeit, einen aktiven Ein-
blick in die Welt der politischen
Entscheidungsprozesse zu krie-
gen. Obendrein würde man so, ste-
rile parteipolitische Blockaden
recht einfach aus dem Wege räu-
men können.

Dass diese Idee auch in der Rea-
lität anwendbar ist, beobachtet
Plovie Beginn der 2010er-Jahre in
Irland. Dort erlaubten zusammen-
gewürfelte Bürgerforen es, die im
erzkatholischen Land parteipoli-
tisch hochumstrittene Fragen zur
Homo-Ehe und zur Abtreibung zu
lösen: Es kam nämlich heraus, dass
die Bürger – nach einer Informa-
tionsphase, der Expertenanhörung
und der Beratung – viel fortschritt-
licher dachten als das, was ihre Ge-
wählte ihnen zutrauen wollten.

Warum so etwas auch in Brüs-
sel Sinn machen würde, erfuhr Ma-
gali Plovie etwa in ihrer Arbeit in
der belgischen Armutsbekämp-
fungsbehörde: „Manchmal hat man
als Entscheider einen blinden
Fleck. Demnach ist es unheimlich
wichtig, Gedanken von jenen zu
sammeln, die im traditionellen
politischen System in die Unsicht-
barkeit gedrängt werden.“

Kampf für den Systemwechsel

Die Umsetzung dieser Gedanken
entwickelt Magali Plovie dann 2017
aus der Opposition heraus – doch
leider „interessierte das damals
niemand“. Nach den Wahlen von
2019 ändern sich im Brüsseler Par-
lament aber die Machtverhältnis-
se: Die Grünen kommen in die Re-
gierungskoalition und Plovie wird
Parlamentschefin. Ihre Idee, Bür-
ger an politischen Arbeiten teil-
nehmen zu lassen, ist dann durch
ihre Vorarbeit schon fast druck-
reif: Es braucht nur noch einige
Sondierungen mit den anderen
Parteien und im April 2021 findet
bereits die erste „Commission dé-
liberative“ in Brüssel statt.

Das in Brüssel eingeführte Sys-
tem ist insofern originell, da ge-
loste Bürger in „gemischten“ Aus-
schüssen zusammen mit „richti-
gen“ Abgeordneten Vorschläge zu
einem bestimmten Thema aus-
arbeiten. Konkret sieht das Sys-
tem so aus: 10 000 per Zufallsprin-
zip ausgewählte Brüsseler, die

mehr als 16 Jahre alt sind, erhalten
einen Brief, in dem sie eingeladen
werden, um bei einem bestimm-
ten Thema im Parlament mitzure-
den. Aus denen, die sich zurück-
melden, wird eine neue Gruppe zu-
sammengelost. Dabei werden dann
Kriterien wie Bildungsniveau und
Einkommen berücksichtigt, um die
Auswahl repräsentativ für die
Brüsseler Gesellschaft zu machen.

Der endgültige Bürgeréchantil-
lon, der je nach Fall 36 oder 45
Brüsseler zählt, kommt dann in
einem Ausschuss zusammen, in
dem auch ein Viertel (zwölf oder
15) der Mitglieder von Abgeordne-
ten gestellt wird, die auch sonst für
die jeweilige Thematik zuständig
wären. Dieser „deliberative Aus-
schuss“ muss dann „Empfehlun-
gen“ ausarbeiten, die später an die
lokale Regierung und das Parla-
ment weitergeleitet werden, die
diese zum Schluss berücksichti-
gen und idealerweise auch umset-
zen sollen.

Die Mischung macht's

Die besprochenen Themen, mit
denen sich diese Ausschüsse be-
fassen, können entweder von der
Politik oder von normalen Bür-
gern via Petition festgelegt wer-
den. Während der Arbeiten kön-
nen Experten und relevante Per-
sonen aus dem Bereich befragt
werden.

„Das hat noch keiner auf der
Welt so gemacht“, gratuliert sich
Magali Plovie. Und in der Tat – vie-
le Regionen oder Länder, die ein
derartig institutionalisiertes und
dauerhaftes Bürgerbeteiligungs-
system eingeführt haben, gibt es
nicht. Dazu noch die „gemischte“
Natur des Experiments. Während
die deutschsprachige Gemein-
schaft Belgiens, die andere Pio-
nier-Gesellschaft in Sachen Demo-
kratie-Erneuerung, reine Bürger-
räte zusammenlost, hat man sich
in Brüssel für die Einbindung von
hauptberuflichen Politikern im de-
liberativen Prozess entschieden.

„Das hat den Vorteil, dass die
Menschen, die am Ende die Resul-
tate der Debatten umsetzen müs-
sen – also die Parlamentarier, sich
mehr dazu verpflichtet fühlen, da
sie Teil der ganzen Arbeit waren“,
erklärt Min Reuchamps, Demokra-
tie-Experte an der Katholischen
Universität von Louvain-La-Neu-
ve (UCL), der für das Projekt als
wissenschaftlicher Berater aktiv
ist. Gleichzeitig zwingt diese
Arbeitsweise die Abgeordneten
dazu, sich von der strengen „Mehr-
heit-gegen-Opposition“-Dynamik
zu befreien, berichtet Plovie – sie
lernen also auch etwas dazu, das
sie bei anderen Fragen anwenden
könnten.

„In der Wirklichkeit hätten wir
uns wohl nie getroffen und sicher-
lich nie miteinander debattiert“,
sagt ein 35-jähriger Teilnehmermit
Migrationshintergrund, der sich
beim Abschluss der bereits fünf-
ten „Commission déliberative“
über die Diversität der Gruppe
freut. Während Wochen hatten 36
normale Bürger sich zusammen
mit zwölf Abgeordneten darüber
den Kopf zerbrochen, wie man die
duale Ausbildung – also die Be-
rufsausbildung, die in Betrieb und

Berufsschule erfolgt – in Brüssel
sichtbarer und erfolgreicher ma-
chen kann.

20 Empfehlungen werden dann
am Tag des Abschlusses feierlich
an den zuständigen Minister wei-
tergeleitet. „Konkreter geht Poli-
tik nicht“, freut sich ein anderer
Teilnehmer, der sich, wie die meis-
ten seiner Ausschusskollegen,
wohl zum ersten Mal von der Poli-
tik ernst genommen fühlt.

Die Stimmung im Brüsseler Par-
lament ist an jenem Juliabend sehr
gut. Die meisten loben ihre Kolle-
gen und die anwesenden Abge-
ordneten – Menschen, die offen-
bar nicht gewohnt sind, öffentlich
zu reden, stehen auf dem Parla-
mentspodium und erklären, wie
die duale Ausbildung reformiert
werden müsste. Die Kritik der
Teilnehmer beschränkt sich auf
Detailfragen in der Prozedur. Ei-

nige hätten sich beispielsweise
mehr Zeit gewünscht, um die ein-
zelnen Empfehlungen noch besser
zu studieren.

Politik wird dadurch greifbarer

Anne, 61 Jahre und Angestellte
in einem Reisebüro, ist regelrecht
begeistert. „Ich finde diese Initia-
tive sehr innovativ“, sagt sie rück-
blickend. „Als ich den Brief be-
kommen habe, um mitzumachen,
habe ich mich sehr darüber ge-
freut. Der Austausch mit Mit-
bürgern und Experten, die uns
zum Thema informierten, war
sehr bereichernd“, meint sie. Die
Arbeit mit den hauptberuflichen
Abgeordneten sei auch interes-
sant – parteipolitische Graben-
kämpfe habe es nicht gegeben –
man habe dagegen aber lernen
können, wie Politik im Alltag funk-
tioniert, berichtet Anne. „Die Poli-
tik wird dadurch auch entmystifi-
ziert“, meint eine Parlamentsmit-
arbeiterin dazu.

Und egal, wie viel von den Emp-
fehlungen auch tatsächlich umge-
setzt werden, die Erfahrung war
ohnehin wertvoll, analysiert An-
ne: „Sogar wenn nicht alles umge-
setzt wird, sind diese Arbeiten gu-
te Inspirationsquellen für die Zu-
kunft. Die Abgeordneten habe so
auch gesehen, was Bürger denken

– und das ist schon mal nicht
schlecht.“

Antonio, 34 und Angestellter bei
der regionalen Fahrzeughomolo-
gierung, sieht es ähnlich: „Ich war
sehr neugierig und wollte unbe-
dingt mitmachen – unabhängig
vom Thema“. „Die Tatsache, dass
es so etwas gibt, ist bereits sehr lo-
benswert und ich hoffe, dass die
Bürgerbeteiligung noch verstärkt
wird“: Antonio, wie viele, begeis-
tert sich während der Arbeiten all-
mählich für das Thema: „Das spür-
te man sofort: Jeder wollte sich
ernsthaft in die Arbeiten implizie-
ren.“ Der junge Mann, der von sich
behauptet, „politische Meinungen
zu haben, ohne sich jedoch in der
Parteipolitik wiederzuerkennen“,
ist daher überzeugt vom Experi-
ment: „Wir brauchen unbedingt
mehr davon!“

„Das Resultat ist gut“, sagt er,
„nun hoffe ich, dass vieles davon
umgesetzt wird. Geschieht nichts
damit, wäre es sehr enttäu-
schend“. Und tatsächlich: Die 20
Empfehlungen wirken sehr kohä-
rent und professionell, da sind sich
die anwesenden Abgeordneten
auch einig.

Nicht alles läuft sofort perfekt

Das hat allerdings nicht immer so
gut funktioniert, berichtet Magali
Plovie. Bei den ersten Versuchen
gab es durchaus Probleme, räumt
sie offen ein. Abgeordnete setzten
sich am Anfang zu oft durch, da
sie – anders als Bürger – mit Par-
lamentsjargon und Prozeduren be-
wandert sind und dies zu ihrem
Vorteil nutzten. Manchmal wur-
den auch parteipolitische Streite-
reien in die Arbeitsgruppen mit
Bürgern importiert.

Beim ersten Versuch, bei dem
es um die umstrittene Einführung
der 5G ging, hat es auch zu viele
und zu vage Empfehlungen gege-
ben, die eine Umsetzung fast un-
möglich machen. „Ich habe auch
gemerkt, dass es wichtig sei, Ex-
perten jederzeit einladen zu dür-
fen und nicht nur am Anfang der
Arbeiten, um das Thema vorzu-
stellen. Manche Fragen fallen
einem auch erst während der

Arbeit ein“, sagt Magali Plovie.
„Wir arbeiten demnach ständig,
um das System zu verbessern.“

Ziel ist es nämlich, dass so viel
es geht auch danach umgesetzt ist.
„Ansonsten ist das Ganze sinn-
frei“, meint Plovie. „Und die
Arbeit, die dahintersteckt, darf
nicht umsonst sein.“ Dass es oh-
nehin nicht umsonst war, merkt
man im Gespräch mit Beteiligten
allerdings schnell. Dort herrscht
nämlich das Gefühl, die Gesell-
schaft durch die eigene Arbeit ein
kleines und bescheidenes Stück
besser gemacht zu haben.

Normal, sagt Antonio, denn
„Politiker interessieren sich für
Wähler und ihre Partei, Bürger in-
teressieren sich dagegen für das
Gesellschaftsprojekt“. Die Idee,
wonach es ohne Bürgerbeteili-
gung in Zukunft nicht gehen wird,
gewinnt langsam an Akzeptanz
unter Politikern – zumindest in
Belgien: Bald sollen auch in der
Wallonie und auf Nationalebene
ähnliche Projekte anlaufen.

Magali Plovie macht Bürger-
beteiligung zur obersten Priori-
tät. Foto: privat

:Manchmal hat
man als
Entscheider einen
blinden Fleck
Magali Plovie, Chefin des frankofonen
Parlaments in Brüssel

Ganz normale Bürger sitzen im Parlament, um politische Entschei-
dungen zu beeinflussen. Foto: Brüsseler Parlament

10 000 per Zufallsprinzip
ausgewählte Brüsseler über
16 Jahre werden eingeladen,

um bei einem bestimmten
Thema im Parlament

mitzureden.
Foto: AFP

: In derWirklichkeit
hätten wir uns
wohl nie getroffen
und sicherlich nie
miteinander
debattiert.
Ein Teilnehmer
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Eternel retour

La chronique de
Gaston Carré

L 'histoire est vieille de
quelques semaines déjà,
mais c’est les vacances, on

ne pinaillera pas sur des considé-
rations de calendrier. L’histoire
de Brigitte Macron, l’épouse du
président, réprimandée par la
gauche pour faute de goût vesti-
mentaire. En visite en Egypte, où
le couple présidentiel admirait le
temple Abou Simbel, Brigitte
s’est fait remarquer par ses bas-
kets, des pompes Louis Vuitton,
entre 400 et 600 euros la paire
selon Google, nous avons enquê-
té.

Faute de goût, oui, ces chaus-
ses griffées alors que le peuple
parcourt les plages de France en
sandales à prix cassé. C’est l’es-
prit Nupes qui frappe là, avec
cette incrimination outragée, du
nom de l’hétéroclite coalition
rouge et verte qui depuis les
élections législatives répand ses
foudres à l’Assemblée. Esprit?
Des observateurs parlent d’un
«retour de l’idéologie», depuis la

prise de pouvoir de cette gauche
fédérée par Jean-Luc Mélenchon
et ses camarades néo-trotskistes,
mollahs de l’ordre moral et du
manchéisme, Travail et Capital,
Bien et Mal, Vuitton et sandales.

On ne peut que déplorer les
inégalités qui encore et toujours
font de la France un pays clivé.
Mais on peut s’alarmer aussi de
cette résurgence d’une gauche
échaudée, qui plutôt que pro-
poser des remèdes aux maux qui
accablent le pays se complaît à
souffler sur les braises qui pério-
diquement l’enflamment. Les Gi-
lets jaunes, pour légitimes que
fussent leurs revendications,
étaient – sont encore – le symp-
tôme de ce populisme de l’exé-
cration et de l’anathème, qui ver-
rouille le discours politique en le
réduisant à un lot fini d’antago-
nismes péremptoires, France
d’en haut contre France d’en bas,
privilèges contre dénuement,
droite et gauche en somme, une
forme d’idéologie, oui, qui par
ses outrances sape le débat pu-
blic à l’heure même où ses en-
jeux objectifs apparaissent au
grand jour et où le rééquilibrage
des forces en présence permet-
trait, à l’Assemblée, de salutaires
débats sur les maux qui frappent
le pays.

Retour d’une forme d’idéologie
donc, mais comme maladie infan-
tile d’une gauche qui sur le plan
rhétorique et symbolique n’a pas
évolué depuis les communistes
adoubés jadis par Mitterrand, en
ces années où les «classes labo-
rieuses» parlaient de «pendre les
patrons». Une maladie conta-
gieuse, qui au sein de la Nupes
affaiblit sa composante socialiste
et décrédibilise sa frange écolo-
giste, tandis que la droite à son
tour se laisse entraîner dans des
querelles stériles.

:Nupes, un
populisme de
l’exécration et de
l’anathème.


